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Der IGM-Vorstand lacht offensichtlich 
auch, weil er sein Empfehlungs-Diktat 

mit der 8 durchgesetzt hat. Er hat die Ta-
rifkommissionsentscheidungen vom 30. 
Juni 2022 mit den oben genannten Worten 
begrüßt. IGM-Vorsitzender Hofmann hat 
hierbei die Richtung für die Forderungs-
höhe vorgegeben. Im Interview mit der 
Süddeutschen Zeitung hat er am 20. Juni 
erklärt: „Wir haben das Wohl des ganzen 
Landes im Blick.“ Dabei hat er gleichzeitig 

„Die Acht lacht“
Wer noch? IGM-Vorstand setzt sein Empfehlungsdiktat bei den Tarifkommissionen durch.

festgestellt: „Zugleich ist den Metallerin-
nen und Metallern in den Tarifkommissi-
onen bewusst, dass sie die kriegsbedingte 
Extrem-Inflation nicht durch Tarifpolitik 
allein auffangen können …“  

In den Tarifkommissionen wurde alles, 
was über 8 geht, vor allem zweistellige 
Forderungen zwischen 10 bis 15 Prozent 
aus den Betrieben, abgebügelt. Auf diesem 
Wege werden die Milliardenprofite, die 
Krisengewinne der Kapitalisten nicht ange-

tastet und noch weniger abgeschöpft. Die 
verdienen sich gerade mit Hinweis auf den 
Ukraine-Krieg auf Kosten der Lohnabhän-
gigen, der Rentnerinnen und Rentner und 
generell der ärmeren Bevölkerungsteile 
eine goldene Nase. Das „Wohl des Landes“ 
geht ihnen dabei am A... vorbei.  Das gilt 
dann auch für die 3,8 Millionen Beschäf-
tigte in der Metall- und Elektroindustrie. 

Zur Tarifrunde in der Metall- und Elektroindustrie 2022
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´ Fortsetzung von Seite 2

„Die Acht lacht“
Für ihr Wohl, für die Ausbeutung und den 
Verschleiß ihrer Arbeitskraft, werden von 
der IGM Tarifverträge abgeschlossen. 

Wie in jeder Tarifbewegung geht es hier-
bei darum, dem Kapital so viel wie möglich 
von den Profiten abzunehmen, die den Be-
legschaften aus den Knochen geschunden 
wurden und in den Tresoren der Konzerne 
und Banken gelandet sind. Auf Seite der 
Metallerinnen und Metaller erfordert das 

die Erkenntnis und Einsicht, dass das 
Kräfteverhältnis und die Kampfbereitschaft 
zwischen IGM und dem M+E-Kapital über 
das Ergebnis, über die Lohnhöhe entschei-
den. Wozu, je nach Situation, Abbruch 
der Verhandlungen, Urabstimmung und 
Vollstreik der Belegschaften gehören, statt 
sich mit Warnstreikergebnissen abspeisen 
und über den Tisch ziehen zu lassen. Die 
Verhandlungen mit den Kapitalverbänden 

müssen bis spätestens zum 16. September 
begonnen haben. Die Friedenspflicht endet 
am 28. Oktober 2022. Danach sind die ers-
ten Warnstreiks und Streiks möglich. Dafür 
müssen Metallerinnen und Metaller recht-
zeitig in den Betrieben mobilisieren und 
dabei im „Blick“ halten, was ihnen evtl. 
aus der „Konzertierten Aktion“ entgegen-
kommt, um nötigenfalls mit „konzertierten 
Streikaktionen“ darauf zu antworten.  nLu

Sondervermögen für die Armee in Höhe 
von 100 Milliarden, geplanter Umbau 

von Industrie und Wirtschaft (Stich- 
wort Transformation), Ausgaben für den 
ohne Zweifel dringend notwendigen 
Klimaschutz und – nicht zuletzt – ein 
Marshall-Plan für die Ukraine. Dies muss 
finanziert werden. Dazu kommt eine 
weiterhin galoppierende Inflation in für 
die meisten von uns nicht erlebter Höhe. 
In der Haushaltsdebatte von Anfang Juni 
erklärte dann Olaf Scholz: „Wir brauchen 
eine gezielte Kraftanstrengung in einer 
ganz außergewöhnlichen Situation (…) 
Alle werden dazu beitragen müssen.“ (Das 
Parlament, 7. Juni 2022) Und kündigte eine 
sogenannte konzertierte Aktion an.

Was ist darunter zu verstehen? Die „Kon-
zertierte Aktion bezeichnet ein aufeinander 

Wie lange noch?
Der Kapitalismus steckt in der Krise, der Kanzler ruft um Hilfe. Sozialpartnerschaft wird als 
„konzertierte Aktion“ verkauft. 

abgestimmtes Verhalten verschiedener (po-
litischer) Akteure zur Erreichung eines ge-
meinsam vereinbarten Ziels“, so beschreibt 
die Bundeszentrale für politische Bildung 
in seinem Politiklexikon Sinn und Zweck. 
Die verschiedenen Akteure sind Gewerk-
schaften und Kapitalistenverbände. „Die 
Teilnehmer müssen nicht weniger als den 
sozialen Frieden in Deutschland wahren 
und zugleich Überleben und langfristiges 
Wachstum der deutschen Wirtschaft si-
chern“, kommentierte n-tv.de am 2. Juli. In 
klaren Worten: Zur Abwälzung der Krisen-
lasten Zusammenarbeit der Arbeiterinnen 
und Arbeiter mit ihren Ausbeutern. 

Wie soll diese Zusammenarbeit aus-
sehen? Am 2. Juni war der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung zu entnehmen, dass 
tarifliche Einmalzahlungen steuerfrei sein 

sollen, so wie das bereits während der 
Coronapandemie praktiziert wurde. Ein 
vergifteter Köder. Es wird dann zwar – 
abgesehen von Sozialbeiträgen – „netto für 
brutto“ bezahlt. Aber diese Nettozahlung 
ist erfahrungsgemäß schnell verbraucht. 
Und tarifwirksame Erhöhungen gibt es 
nicht. Diese Einmalzahlung wird die 
Preissteigerungen nicht ausgleichen.  Was 
bleibt? Der Reallohnverlust wird festge-
schrieben.

Das Kapital in Person ihres Lautspre- 
chers Rainer Dulger (Präsident der Bun-
desvereinigung Deutscher Arbeitgeber-
verbände, BDA) reagierte zustimmend: 
„Arbeitgeberverbände und Gewerkschaf-
ten haben in den bisherigen Krisen immer 
konstruktiv an Lösungen mitgearbeitet. 
Wir werden es auch dieses Mal tun.“ Und 
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in Anbetracht der gerade streikenden Ha-
fenarbeiter schob er gleich nach. Vielleicht 
brauche man einen „nationalen Notstand“, 
der auch Streikrecht breche, sagte Dulger, 
n-tv.de zu Folge. Bei der rot-grün-gelben 
Regierung findet er damit sicher ein offe-
nes Ohr.

Die IG Metall steht vor einer Tarifrunde 
in der Metall- und Elektroindustrie und 
könnte mit der Kampfkraft ihrer ca. 2,1 
Millionen Mitglieder viel für auskömm-
liche Einkommen tun. Und nicht nur für 
die Metaller, sondern als Lokomotive der 
Gewerkschaftsbewegung auch ein Zeichen 
für andere Branchen setzen. Doch der 
Vorstand bremste schon vor der offiziellen 
Forderungsaufstellung durch die Tarif-
kommissionen – und gegen die zum Teil 
zweistelligen Prozentforderungen aus den 
Betrieben: „7 bis 8 Prozent mehr Geld für 
12 Monate ...“ lautet die Empfehlung. Acht 
wurden nun beschlossen (siehe Artikel 
Seite 1). Damit wird dann nicht mal die 
Inflationsrate ausgeglichen. Stattdessen 
orientiert der IGM-Vorstand auf die Ge-
spräche im Kanzleramt. 2018 gab es die 
letzte tabellenwirksame Tariferhöhung. 
Folgt ein fünftes, ein sechstes Jahr?

Wer sich gegen die jetzt vorgesehene 
Fesselung der Gewerkschaften nicht mit 
aller Kraft wehrt, wird verarmen. Und nicht 
nur das. Auf lautes Nachdenken eines Ka-
pitalistensprechers über einen nationalen 
Notstand ohne Streikrecht kann es nur 
eine Antwort geben: Streik!                nRW

Nach dem II. Weltkrieg legten die USA ein Programm zum Wiederaufbau Europas, 
benannt nach dem damaligen US-Außenminister George Marshall, auf. Es wurden 
13,12 Milliarden US-Dollar (in Preisen von 2020 waren es 141,67 Milliarden US-Dollar) 
in das von Nazi-Deutschland zerbombte Europa gepumpt. Auf der kürzlich in Lugano 
stattgefundenen Konferenz zum Wiederaufbau der Ukraine nannte deren Außenminister, 
Denys Schmyhal, 720 Milliarden Euro als notwendig. Das sind 738,756 US-Dollar, mehr 
als das Fünffache, als einst der Wiederaufbau Europas kostete!
„Die Europäische Union (…) hat auch ein strategisches Interesse daran, beim Wieder-
aufbau der Ukraine die Führungsrolle zu übernehmen“, sagte Kommissionspräsidentin 
von der Leyen Mitte Mai, so der Deutschlandfunk am 5. Juli. Koste es, was es wolle. nRW
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Kämpfende Kollegen 1967 – auch 2022 aktuell: „Ohne Lohnerhöhung keine wachsende Wirtschaft“ und 
„Aufrüstung dient nicht dem Frieden!“

Die Delegiertenversammlung der IG Metall in Stuttgart am 22. Juni: „Die Empfehlung des IGM-Vorstandes von 7 bis 8 Prozent 
wurde von allen RednerInnen zu diesem Thema verurteilt. Erstens der Zeitpunkt der Veröffentlichung – bevor die Tarifkommissionen 
beschlossen haben. Zum anderen die Höhe wurde als völlig unzureichend bewertet. Aus vielen Betrieben gab es Beiträge für 11 Prozent, 
12-15 Prozent, auf jeden Fall zweistellige Forderung … Es wurde mehrmals betont, dass die Laufzeit nicht mehr als 12 Monate betragen 
darf. Und dass nach 4 1/2 Jahren ohne tabellenwirksame Erhöhung entsprechend Nachholbedarf ist…“
https://www.labournet.de/branchen/ezulieferer/tarifrunde-2022-in-der-metall-und-elektroindustrie-startet-mit-forderungsdebatte/
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Die Lohn-Preis-Spirale“ könne die 
Inflation verstärken, „die Gefahr 

ist real“, meint Finanzminister Lindner 
(FDP), zitiert im Handelsblatt vom 9. Mai 
2022. Mit den Entlastungspaketen dagegen 
wolle er die „gefühlte Inflation“ mildern. 
Eines dieser Pakete war der so genannte 
Tankrabatt, mit dem der Minister kolos-
sal gescheitert ist. Drei Milliarden Euro 
hat das den Ölkonzernen in die Kassen 
gespült. An den Tanksäulen bleiben die 
Preise im 2-Euro-Bereich.

Im Auftrag der Konzernherren und zum 
Auftakt der Metalltarifrunde erklärt uns 
also Herr Lindner den Kapitalismus. Dazu 
muss wieder einmal das Märchen von der 
Lohn-Preis-Spirale herhalten: Höhere 
Löhne treiben die Preise.

Wenn das stimmt, dann müssten die 
Arbeiter, die in der Lebensmittelindustrie 
beschäftigt sind, in den letzten Monaten 
saftige Lohnerhöhungen erhalten haben. 
Im Supermarkt sind die Preise in den 
letzten Tagen um 10 und mehr Prozent 

gestiegen. Währenddessen gab es in der 
Lebensmittelindustrie je nach Branche 
stufenweise nur magere Lohnerhöhungen. 
2021 waren das 2,5 Prozent und im April 
2022 nochmal 2,5 Prozent. 

Der Anteil der Lohnkosten am Wa-
renwert (siehe Kasten „Karl Marx“) ist 
nach dem Monatsbericht der Deutschen 
Bundesbank vom September 2019 durch-
schnittlich etwa 20 Prozent. Wenn es eine 
Lohn-Preis-Spirale gäbe, machten die 
Lohnerhöhungen bei den Lebensmitteln 

Die Opfer der Kapitalisten beim „Gürtel enger schnallen“ Am 21. Juni 2022 berichtete das Handelsblatt, dass die 40 im DAX 
gelisteten Konzerne nach einer Erhebung des Finanznachrichtendienstes Bloomberg in diesem Jahr Rekordgewinne verzeichnen können. 
Unter dem Strich stünden den größten deutschen Unternehmen nach Steuern 130 Milliarden zur Verfügung.
Zur gleichen Zeit diskutiert die Ampelregierung über „Gashahn zudrehen, Licht aus“ und 100 Milliarden Euro zusätzlicher Rüstungsaus-
gaben, die Verankerung von Krieg im Grundgesetz sowie einen Krankenkassenfehlbetrag von 17 Milliarden Euro und ab dem 1. Juli 
2022 keine kostenlose Corona-Tests mehr. Bisherige Kosten: eine Milliarde Euro mtl., 12 Milliarden Euro im Jahr. Das macht zusammen 
129 Milliarden Euro, die Regierung, Ampel-Koalition und Finanzminister der werktätigen Bevölkerung, den Rentnern und anderen per 
Steuer- und sonstiger Abgabenerhöhung aus den Rippen schneiden will. Währenddessen sacken die oben genannten DAX-Konzerne 
130 Milliarden Euro nach Steuern ein und der IGM-Vorsitzende erklärt Metallerinnen und Metallern, dass die IGM bei Lohnforderungen 
das „Wohl des Landes im Blick“ hat. Das ist dann die Nummer, die „Konzertierte Aktion“, bei der nur noch Kapital und Regierung was 
zu lachen haben.                                                                                                                                                                       nLu

Gibt es eine Lohn-Preis-Spirale?
Lindner scheitert an der Tanksäule und erklärt den Kapitalismus. 
Karl Marx hält dagegen: Mehr Lohn heißt weniger Profit

Hoesch-Arbeiterinnen und -Arbeiter von der Westfalenhütte, 1975
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Reallohnverlust Nach einer Untersu-
chung der Hans-Böckler-Stiftung vom 
Dezember 2021 stiegen die Löhne im 
Bundesdurchschnitt um 1,7 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr. Bei einer Preis-
steigerungsrate von 3,7 Prozent ergibt 
sich ein Reallohnverlust von 2 Prozent. 
Lohn-Preis-Spirale?

Was Karl Marx im „Kapital“ feststellt und von Managern nicht bestritten wird: Der Wert 
der Ware, sichtbar auf dem Preisschild, setzt sich zusammen aus den Herstellungskos-
ten, das sind Rohstoffkosten, Maschinenkosten (Abschreibung), Lohnkosten und dem 
„Gewinn“. So rechnen die Kapitalisten. Die durch den Lohn scheinbar abgegoltene Ar-
beitszeit ist aber der einzige Faktor, mit dem Wert entsteht, der auf dem Markt als Preis 
verglichen werden kann. Der Profit (Manager sagen EBIT, das ist der Gewinn vor Steuern 
und Zinsen) entsteht dadurch, dass der Arbeiter von dem von ihm zugesetzten Wert nur 
das erhält, was er zum Leben braucht: den Lohn. Kapitalist und Arbeiter müssen sich 
den durch die Gesamtarbeit des Arbeiters entstandenen Wert teilen. Wie diese Teilung 
erfolgt, ist Ergebnis des Lohnkampfes. Mehr Lohn heißt weniger Profit und umgekehrt.
Der Wert der Ware steigt nur dann, wenn die Arbeitszeit zu ihrer Herstellung steigt. 
Also nicht durch Inflation. Der Konkurrenzkampf gebietet, dass die Kapitalisten laufend 
rationalisieren und automatisieren müssen, um billiger zu produzieren. Das wirkt sich 
aus als Arbeitshetze und Erwerbslosigkeit. Die Lohnhöhe beeinflusst den Wert der Ware 
nicht, aber der Profit des Kapitalisten sinkt, wenn der Lohn steigt!                          nkrn                                                                                                               

eine Verteuerung von höchstens 0,5 Pro-
zent aus! (Das sind 2,5 Prozent von 20 
Prozent.)

Der Anteil des Lohns am Warenwert 
hängt von der Produktivität ab. In der 
hoch rationalisierten und automatisier-
ten Autoindustrie beträgt der Anteil des 
Lohns am Wert eines Autos sogar unter 
10 Prozent (ifo-Institut 2014). Das Mär-

chen Lindners zielt vor allem auf diese 
deutsche Leitindustrie, die nun vor einem 
Tarifkampf steht.

Kollegen, Metaller, lasst euch nicht von 
Lindner verarschen. Wenn ihr um mehr 
Lohn kämpft, um nicht zu verarmen, trägt 
das nicht zur Inflation bei! Was die Preise 
treibt, ist vor allem die Spekulation der 
Energiekonzerne.                                nkrn

Habeck zeigt sein wahres Gesicht. Im 
ZDF-heute-journal vom 23. Juni 2022 
war ein Anreiz zum Energiesparen im 
Gespräch. Dazu Habeck auf vermeint-
lich höchstem intellektuellem Niveau: 
„Wenn jemand sagt, ich helf´ nur, 
wenn ich fuffzich Euro krieg´, würd´ich 
sagen, die kriechste nich‘, Alter!“ Kein 
Volksvertreter protestierte gegen diese 
Verhöhnung der Arbeiter, die Gas und 
Strom sparen müssen, die jeden Euro 
zwei Mal umdrehen müssen. Warum 
sollten sie auch? So ein Abgeordneter 
kassiert an die 10.000 € monatlich. Und 
Habeck als Vizekanzler etwa 20.000 €.
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Alle Erscheinungen der derzeit äußerst 
krisenhaften Entwicklung werden 

der Russischen Föderation bzw. ihrer Re-
gierung angelastet. So auch die Teuerung 
der Lebensmittel und in vielen Ländern 
drohende Hungerskatastrophen. Russ-
lands Präsident Putin setze Lebensmittel 
als Waffe ein, empörte sich etwa unser 
Landwirtschaftsminister Özdemir vor dem 
Bauerntag.

Geheuchelte Empörung
Nun ist die Welt im 21. Jahrhundert völlig 
unabhängig von Putin und dem Krieg in 
der Ukraine in einem Zustand, in dem 
millionenfacher Hunger in vielen Ländern 
Alltag ist, obwohl keiner an Hunger leiden 
müsste. In die Schlagzeilen geraten die 

hungernden oder gar an Hunger sterben-
den Menschen nur, wenn außergewöhn-
liche Hungersnöte drohen in Folge von 
Kriegen oder Naturkatastrophen. Dann 
muss der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen (UNO) auch bei der deutschen 
Regierung darum betteln, doch endlich 
mehr Geld zu bezahlen, um wenigstens 
die Katastrophen abzumildern. Darüber 
empören sich Özdemir und all die anderen 
Vertreter der „regelbasierten Wertegemein-
schaft“ nicht.

Doch nun ist Empörung angesagt: Putin 
ist am Hunger schuld. Er allein soll ver-
antwortlich sein für die Tatsache, dass die 
Preise für Getreide und Düngemittel in die 
Höhe schnellen und für viele arme Länder 
unbezahlbar werden. Dass die Preise schon 

in absurde Höhen gestiegen sind, bevor 
Krieg und Sanktionen zu einer derartigen 
Verknappung von Getreide und Düngemit-
tel führen konnten, davon wird nicht ge-
sprochen. Große Weizenproduzenten und 
-händler witterten sofort mit Kriegsbeginn 
ein gutes Geschäft und setzten auf höhere 
Preise. So schnellte der Preis für eine Ton-
ne Weizen an der Pariser Terminbörse von 
290 Euro am 25. Februar auf 422 Euro am 
7. März. Es ist der normale kapitalistische 
Wahnsinn, der da zum Ausdruck kommt. 
Dass mit Weizen, wie mit jeder anderen 
Ware, spekuliert wird, gehört nun mal zum 
Geschäft dieser „regelbasierten Werteord-
nung“, in der das Privateigentum an Grund 
und Boden, an den Fabriken und Banken, 
heilig gesprochen ist. Das wollen Özdemir 
und seinesgleichen selbstverständlich auch 
nicht antasten.

Russische Desinformation?
Inzwischen stehen jedoch tatsächlich 
weniger Getreide und Düngemittel auf 
dem Weltmarkt zur Verfügung. Sowohl 
die Ukraine (neun Prozent) wie auch 
Russland (19 Prozent) gehören zu den 
weltweit größten Exporteuren von Wei-
zen. Russland und Belarus zusammen 
tätigen darüber hinaus 40 Prozent der 
weltweiten Ausfuhr von Kalisalzen, die 
für die Herstellung von Düngemitteln er-
forderlich sind. Die Ausfuhr dieser Waren 
stockt nun. Die Häfen der Ukraine sind 
zum einen durch russische Kriegsschiffe 
blockiert, zum anderen vom ukrainischen 
Militär mit Minen vollgestopft, sodass 
das Getreide aus der Ukraine nicht mehr 

Hunger als Waffe im Propagandakrieg
Die Hetze gegen Russland kennt keine Grenzen – egal um was es geht.

Anzeige
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verschifft werden kann. Doch inzwischen 
finden zwischen der UNO, Russland 
und der Türkei Verhandlungen statt, 
um die Verschiffung des Weizens wieder 
zu ermöglichen. Keine Verhandlungen 
dagegen finden darüber statt, dass auch 
Russland einen Teil seines Weizens nicht 
mehr exportieren kann in Folge der wahn-
witzigen Sanktionen, mit denen die EU, 
die USA und in der Folge andere Staaten 
Russland belegt haben. Stimmt gar nicht, 
behauptet die Bundesregierung und mit ihr 
die Medien, Lebensmittel seien von den 
Sanktionen ausgenommen, das alles sei 
eine russische Desinformationskampagne. 
Doch Tatsache ist, dass die Reedereien viel-
fach nicht mehr wissen, welche Waren sie 
nun aus Russland verschiffen dürfen und 
welche nicht und sich aus Angst, ebenfalls 
abgestraft zu werden, weigern, russische 
Häfen anzufahren. Ebenso wird jeglicher 
Handel durch die Sanktionen auf dem 
Finanzsektor beeinträchtigt. Geschäfte 
sind kompliziert und unsicher geworden. 

Und von daher fehlt auch der Weizen aus 
Russland. Selbst Baerbock räumt ein, dass 
„es indirekte Effekte der Sanktionen gebe. 
Banken und Versicherungen etwa seien 
verunsichert“ (Süddeutsche Zeitung vom 
25./26.Juni 2022). Doch es wird weiter 
gehetzt: Die russische Regierung ist schuld, 
alles andere ist russische Desinformation.

„Kategorisch ausgeschlossen“
Gleichzeitig werden Ermahnungen der 
Vereinten Nationen, Kaliexporte aus Bela-
rus wieder möglich zu machen, von der 
EU torpediert: „Von den Mitgliedsstaaten 
wie von der Kommission“ werde „eine 
Aufhebung oder auch nur eine Lockerung 
von Sanktionen gegen Belarus kategorisch 
ausgeschlossen“ heißt es dazu (Frankfurter 
Allgemeine Zeitung 3. Juni 2022). Ganz im 
Gegenteil: Die EU verhängte neue Sank-
tionen gegen das Land, dessen Regierung 
Versuche zurückwies, einen Keil zwischen 
Belarus und Moskau zu treiben. Diese 
Sanktionen richten sich unter anderem 

gegen den größten Kalisalzproduzenten 
des Landes und gegen die Firma, die den 
Export von Kalisalzen betreibt. 

Die Vermeidung einer Hungerkrise ist 
den EU-Staaten und damit der in der 
EU führenden Bundesrepublik also ganz 
offensichtlich viel weniger wichtig als die 
Schwächung oder gar, wie Baerbock for-
derte, „wirtschaftliche Ruinierung“ Russ- 
lands und seiner Verbündeten.

Dazu dienen die Sanktionen, dazu dient 
das Vollpumpen der Ukraine mit Waffen 
in unglaublichem Ausmaß, was den Krieg 
verlängert.

Doch genau das soll sich nicht (!) in den 
Köpfen der Arbeiter hier festsetzen. Wir 
sollen glauben, dass die „imperialistische“ 
russische Regierung die Böse, Russland 
unser Feind ist und Scholz, Baerbock, Ha-
beck und Co. nur edle Motive und selbst- 
verständlich keinerlei imperialistische Inte- 
ressen vertreten. Schließlich müssen wir 
dazu gebracht werden, möglichst ohne 
Aufbegehren die Kosten zu bezahlen. ngr

                                  

Defensivtreffen
G7-Staaten ringen darum, den Krieg in der Ukraine weiter zu eskalieren. Die Gaststaaten 
fordern Verhandlungen.

Schon das Etikett ist ein Schwindel: 
G7. Vor der imposanten Kulisse des 

Wettersteingebirges tagten nicht die „sie-
ben größten Wirtschaftsmächte“, sonst 
hätten China und Indien am Tisch sitzen 
müssen. Der auf Schloss Elmau vom 26. 
bis 28. Juni abgehaltene Gipfel der Länder, 
die sich für den Nabel der Welt halten, ist 
dieses Jahr ein „Kriegsgipfel“, so jedenfalls 
überschreibt die „Welt“ ihre gesamte Ta-
gungsberichterstattung. In Elmau ging es 
vorrangig um Krisenbewältigung: Globale 
Rezession, erfolglose antirussische Sank-
tionen, die sich als desaströser Bumerang 
entpuppen, zusammenbrechende Liefer-
ketten und das vergebliche Warten auf mi-
litärische Erfolge der mit milliardenschwe-
ren Hilfspaketen und Waffenlieferungen 
hochgepäppelten Ukraine. Die G7 als wirt- 
schaftlicher Arm der NATO müsse „re-
gistrieren, dass die Marktwirtschaft – der 
Kapitalismus – nicht so ein verlässlicher 
Freund ist wie gedacht“, meint Der Spie-
gel und beklagt zugleich die grassierende 
Kriegsmüdigkeit als Hemmschuh für die 
„Universalität der eigenen Werte“. Auch 
Bundeskanzler Olaf Scholz klingt wenig 
enthusiastisch: „Elmau liegt in den Bergen, 
Berge versetzen werden wir dort sicher 
nicht“. Defätistisch der Ex-Vorsitzende der 
Münchner Sicherheitskonferenz, Wolfgang 
Ischinger: „Es ist ein Defensivtreffen …“.

Vom Treffen auf Schloss Elmau, 1916 
erbaut, Fronterholungsheim für die Wehr-
macht zwischen 1941 und 1945, anschlie-
ßend US-Militärlazarett, seit 2005 Luxus-
hotel mit dem Markenkern „Hideaway & 
Retreat“ (Rückzugsort), sollte ein Signal 
des Zusammenhalts der „starken Wirt-
schaftsdemokratien“ ausgehen. Geredet 
wurde viel, verabschiedet wenig, Kon-
kretes schon gar nicht. Die kulinarischen 
Zusammenkünfte mit dem Flair einer 
„modern interpretierten bayerischen Re-
gionalküche und den Aromen Asiens in 
fünf Degustationsgängen“, begleitet von 
erlesenen Tropfen wie einem „Château 
Latour, Premier Cru Classe 2005“ (Fla-
sche zu 1.599 Euro), erleichterten es den 
Teilnehmern, ganz entspannt über globale 
Armut und weltweit 150 Millionen hun-
gernde Kinder zu fabulieren, ohne letztlich 
auch nur eine konkrete Hilfsmaßnahme zu 
verabschieden.

Für die Ruhe des Gipfels im Tal zwischen 
Mittenwald und Garmisch-Partenkirchen 
sorgte das Heerlager von 18.000 Polizis-
ten und hunderten Geheimdienstlern. 
Zigtausend zugeschweißte Kanaldeckel 
auf 120 Kilometern „Protokollstrecke“ 
zwischen Flughafen München und El-
mau; Straßen, Plätze, Berghütten gesperrt, 
ein 16 Kilometer langer Drahtzaun quer 
durch den Bergwald, das Skistadion in 

Garmisch umfunktioniert zu einem mit 
NATO-Draht gesicherten „Justizzentrum“ 
inklusive Haftcontainern. Die Kosten des 
Kriegsgipfels summieren sich auf ca. 180 
Millionen Euro. Großbritanniens Premier 
Boris Johnson, der französische Präsident 
Emmanuel Macron sowie die Minister-
präsidenten Kanadas, Italiens und Japans 
schwebten von München aus mit den 
NATO-blauen Helikoptern der Bundes-
polizei ein. Für den zur Schau getragenen 
Schulterschluss der EU mit den USA 
sorgten EU-Ratspräsident Charles Michel 
und Kommissionspräsidentin Ursula von 
der Leyen. Alle genossen das bewährte 
bajuwarische Begrüßungsritual, bestehend 
aus jubelnden Trachtlern, lederbehosten 
Gebirgsschützen und weiß-blauem Defi-
liermarsch.
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Noch vor dem sonntäglichen Frühstück 
mit Scholz twitterte US-Präsident Biden, 
jetzt sei ein Importverbot für russisches 
Gold fällig. Ein programmierter Flop: In 
der russischen Zentralbank lagern aktuell 
2.300 Tonnen Gold, kein Land der Welt hat 
im letzten Jahrzehnt mehr Edelmetall ange-
kauft als Russland. Der Rekordanteil von 
23 Prozent Gold an der Währungsreserve 
führte angesichts des nach dem 24. Februar 
stark gestiegenen Goldpreises zu einem 
noch immer anhaltenden Höhenflug des 
Rubels. Sollte Russland Gold verkaufen 
wollen, haben China und Indien bereits 
die Abnahme hoher Mengen in Aussicht 
gestellt.

Der zweite Gipfeltag wurde durch die 
obligatorische Videoschalte zum Präsi-
dentenpalast in Kiew eingeleitet. Kurz 
bevor das gewohnte olivgrüne T-Shirt von 
Wolodymyr Selenskyi erschien, legten die 
Anzugträger zum Zeichen ihrer gewollten 
Hemdsärmeligkeit Sakkos und Krawatten 
ab. Wie immer schallte der Ruf nach mehr 
schweren Waffen durch den Äther, stieß 
diesmal aber auf eher gelangweilte Gesich-
ter. Scholz beiläufig: Man werde die „not-
wendigen Entscheidungen treffen“. Nach 
dem Mittagessen stießen die Vertreter der 
„diesjährigen Partnerländer“ zum Gipfel: 
Senegal, Südafrika, Indien, Indonesien 
und Argentinien. Von Sanktionen gegen 
Russland wollten alle nichts hören. Indien, 
ebenso wie Südafrika und demnächst auch 
Argentinien, sind gemeinsam mit Russland 
und China Mitglieder des Wirtschaftsbünd-
nisses BRICS, das sich mehrfach gegen 
antirussische Sanktionen ausgesprochen 
hat. Indien profitiert von den seit März 
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gestiegenen russischen Ölimporten und 
dem Weiterverkauf der Raffinerieprodukte 
nach Europa. Der senegalesische Präsident 
Macky Sall führt aktuell den Vorsitz in 
der Afrikanischen Union. Vor wenigen 
Wochen forderte er bei einem Besuch im 
russischen Sotschi die Aufhebung sämt-
licher Sanktionen für russischen Weizen 
und Düngemittel. Südafrikas Präsident 
Cyril Ramaphosa insistierte am 24. Mai 
gegenüber Scholz auf Verhandlungen statt 
Waffenlieferungen – „das ist der einzige 
Weg, den Südafrika sieht, um den Kon-
flikt zu beenden“. Kein Interesse zeigten 
die Gäste am G7-Katzentisch auch am 
Konkurrenzprojekt der G7 zu dem von 
China vor fast einem Jahrzehnt auf den 
Weg gebrachten Projekt der „Neuen Sei-
denstraße“. Für die in Elmau aus dem 
Hut gezauberte Idee einer „Partnerschaft 
für Globale Infrastruktur“, die binnen 
fünf Jahren die G7-Länder 600 Milliarden 
US-Dollar kosten soll, gab es weder Plan 
noch Konzept. Auch das eine leicht zu 
durchschauende Luftnummer.

Was bleibt sonst vom Gipfel? Immerhin 
eine neue Russland-Sanktion, die Russland 
vom Import kriegswichtiger Technologie 
aus den USA abtrennen soll. Abgese-
hen davon, dass das Handelsvolumen 
zwischen den G7-Staaten und Russland 
aufgrund über 2.500 neuer Sanktions-
maßnahmen seit Ende Februar ohnehin 
schon nahe „0“ liegt, hat Joe Biden bei 
dieser Sanktionsidee ganz vergessen, dass 
der US-Senat und das Repräsentantenhaus 
Russland im April den Status eines Han-
delspartners komplett entzogen hat. 
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